
REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT 
 

[Nummer Erlassregister] 
 
 

Vorentwurf eines Erlasses der Regierung zur Abänderung des Erlasses der Regierung 
vom 13. Dezember 2018 über Berufsausbildungen für Arbeitsuchende 

 
 

DIE REGIERUNG DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT, 
 
Aufgrund des Dekrets vom 17. Januar 2000 zur Schaffung eines Arbeitsamtes in der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft, Artikel 2 §1 Nummern 2 und 6, abgeändert durch das 
Dekret vom 25. April 2016, Artikel 2 §2 Absatz 1 und Artikel 2 §5, abgeändert durch das 
Dekret vom 25. Juni 2007; 

 
Aufgrund des Erlasses der Regierung vom 13. Dezember 2018 über Berufsausbildungen 

für Arbeitsuchende; 
 
Aufgrund des Gutachtens des Finanzinspektors vom …; 
 
Aufgrund des Einverständnisses des Ministerpräsidenten, zuständig für den Haushalt, 

vom …; 
 
Aufgrund der gleichlautenden Stellungnahme des föderalen Ministerrates vom …; 
 
Aufgrund des Gutachtens Nr. … des Staatsrates, das am …. in Anwendung von Artikel 84 

§1 Absatz 1 Nummer 2 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat vom 12. Januar 1973 
abgegeben wurde; 

 
Aufgrund des Gutachtens Nr. … der Datenschutzbehörde vom …; 
 
In Erwägung des Gutachtens des Wirtschafts- und Sozialrates der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft vom 18. Mai 2020; 
 
Auf Vorschlag des für Beschäftigung zuständigen Ministers; 
 
Nach Beratung, 
 
Beschließt: 
 
 
Artikel 1 – In Artikel 2 Absatz 3 des Erlasses der Regierung vom 13. Dezember 2018 über 

Berufsausbildungen für Arbeitsuchende wird am Ende des ersten Satzes die Wortfolge „, 
die die Organisation von Aus- und Weiterbildungen zu ihren Hauptgeschäftsfeldern zählt“ 
eingefügt. 

 
Art. 2 – In Artikel 3 §1 Absatz 2 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge 

„Artikel 4 §1 Absatz 1“ durch die Wortfolge „Artikel 4“ ersetzt. 
 
Art. 3 – Artikel 4 §§1 und 2 desselben Erlasses der Regierung werden wie folgt ersetzt: 
„§1 – Unbeschäftigte Arbeitsuchende und entschädigte Vollarbeitslose können zu einer 

gemäß Artikel 3 anerkannten oder vom Arbeitsamt organisierten Berufsausbildung zuge-
lassen werden. 
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Das Arbeitsamt empfiehlt dem unbeschäftigten Arbeitsuchenden bzw. dem entschädig-

ten Vollarbeitslosen die Teilnahme an einer vom Arbeitsamt organisierten oder anerkann-
ten Berufsausbildung und kann ihn zur Teilnahme verpflichten. 

 
Der unbeschäftigte Arbeitsuchende bzw. entschädigte Vollarbeitslose reicht entweder 

aus Eigeninitiative einen vollständig ausgefüllten, datierten und unterzeichneten Antrag 
auf Zulassung zu einer Berufsausbildung beim Arbeitsamt ein oder füllt diesen Antrag ge-
meinsam mit einem Berater des Arbeitsamtes aus. Dieser Antrag enthält folgende Informa-
tionen: 

1. falls er den Antrag aus Eigeninitiative einreicht, ein Bewerbungsschreiben, aus dem 
hervorgeht, dass die Berufsausbildung in seinen Eingliederungsweg passt und arbeitsmarkt-
relevant ist; 

2. ein ausführliches Programm der Berufsausbildung; 
3. genaue Angaben zum Beginn und Ende der Berufsausbildung sowie zu den Ausbil-

dungstagen, Ausbildungsstunden und dem Ausbildungsort. 
 
§2 – Arbeitnehmer, Selbstständige, Arbeitgeber und statutarische Personalmitglieder 

können zu einer vom Arbeitsamt organisierten Berufsausbildung zugelassen werden. 
 
Die jeweils in Absatz 1 erwähnte Person reicht einen Antrag auf Zulassung zu einer vom 

Arbeitsamt organisierten Berufsausbildung beim Arbeitsamt ein. Dieser Antrag enthält fol-
gende Informationen: 

1. Name, Adresse, Rechtsform und Kontaktperson des Arbeitgebers; 
2. Bezeichnung und Beschreibung der Ausbildung; 
3. Beschreibung des Programminhaltes, des Ausbildungsortes und der Ausbildungszei-

ten; 
4. Name und Wohnsitz des Antragstellers.“ 
 
Art. 4 – Artikel 5 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeändert:  
1. in Absatz 1 wird die Wortfolge „Artikel 4“ durch die Wortfolge „Artikel 4 §1“ ersetzt; 
2. in Absatz 2 werden folgende Nummern 6 und 7 eingefügt: 
„6. Praktikumsverträge, die im Rahmen eines betrieblichen Praktikums im Sinne von Arti-

kel 33 abgeschlossen werden; 
7. Verträge, die im Rahmen eines europäischen Programms im Sinne von Artikel 34 ab-

geschlossen werden.“ 
 
Art. 5 – Im einleitenden Satz von Artikel 6 desselben Erlasses der Regierung wird die 

Wortfolge „Artikel 4“ durch die Wortfolge „Artikel 4 §1“ ersetzt. 
 
Art. 6 – In Artikel 7 §3 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Absatz 2 einge-

fügt: 
„In Abweichung von Absatz 1 kann das Arbeitsamt den Antragssteller aufgrund seiner 

Fähigkeit, seiner beruflichen Vergangenheit und seiner persönlichen Situation auch zu einer 
bereits begonnen Berufsausbildung zulassen.“ 

 
Art. 7 – Artikel 8 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeändert:  
1. in Absatz 1 wird zwischen die Wortfolgen „Beginn der Berufsausbildung“ und „abge-

schlossen wird“ die Wortfolge „oder, in Anwendung von Artikel 7 §3 Absatz 2, nach Beginn 
der Berufsausbildung“ eingefügt; 

2. in Absatz 2 wird die Wortfolge „Artikel 4“ durch die Wortfolge „Artikel 4 §2“ ersetzt. 
 
Art. 8 – In Artikel 10 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Absatz 3 einge-

fügt: 
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„Für die Anwendung von Absatz 2 Nummer 4 gilt das Semester bzw. das Studienjahr 
eines Hochschul- oder Universitätsstudiums als bestanden, wenn der Arbeitsuchende min-
destens 14 ECTS bzw. 27 ECTS erfolgreich bestanden hat.“ 

 
Art. 9 – In Artikel 11 Absatz 3 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge „un-

beschäftigte Arbeitsuchende und der entschädigte Vollarbeitslose“ durch die Wortfolge 
„unbeschäftigte Arbeitsuchende oder der entschädigte Vollarbeitslose“ ersetzt. 

 
Art. 10 – In Artikel 12 Absatz 1 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge 

„wegen Krankheit oder aufgrund eines Unfalls“ durch die Wortfolge „wegen Krankheit, eines 
Unfalls oder höherer Gewalt“ ersetzt. 

 
Art. 11 – In Artikel 15 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeändert: 
1. Paragraf 1 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt: 
„Eine vollzeitige Berufsausbildung umfasst 35 Ausbildungsstunden pro Woche oder 60 

ECTS pro Studienjahr bzw. 30 ECTS pro Semester. Eine Ausbildungsstunde umfasst mindes-
tens 45 Minuten.“ 

2. Paragraf 2 wird wie folgt ersetzt: 
„Wenn die wöchentliche Berufsausbildungsdauer weniger als 35 Stunden pro Woche o-

der das Studienjahr weniger als 60 ECTS bzw. das Semester weniger als 30 ECTS umfasst, 
wird die in Paragraf 1 vorgesehene Prämie im Verhältnis zur Ausbildungszeit gezahlt.“ 

3. Paragraf 4 wird wie folgt ersetzt: 
„§4 – Für unbeschäftigte Arbeitsuchende und entschädigte Vollarbeitslose, die einer Vor-

schalt- und/oder Integrationsmaßnahme im Sinne von Artikel 20 folgen, wird die monatliche 
Prämie im Verhältnis zur tatsächlichen Anwesenheit gezahlt. 

 
Die monatliche Prämie entspricht dem Resultat der Multiplikation der entsprechenden 

Prämie mit der Bruchzahl, deren Nenner die Anzahl Werktage des Monats entsprechend 
dem anzuwendenden Berufsausbildungsregimes darstellt und deren Zähler die Anzahl tat-
sächlicher oder gleichgestellter Berufsausbildungstage darstellt. 

 
Der in Absatz 1 erwähnte Arbeitsuchende reicht monatlich eine Anwesenheitsliste, die 

vom Ausbildungsträger ausgestellt wird, beim Arbeitsamt ein. 
 
Bleibt der unbeschäftigte Arbeitsuchende und der entschädigte Vollarbeitslose der Vor-

schalt- oder Integrationsmaßnahme mehr als 20% seiner monatlichen Ausbildungszeit un-
entschuldigt fern, erhält er für diesen Monat keine Prämie.“  

 
Art. 12 – Artikel 18 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeändert: 
1. Nummer 1 wird wie folgt ersetzt: 
„1. und während der Berufsausbildung nicht bereits eine Ausbildungsentschädigung oder 

ein Berufseinkommen erhalten;“ 
2. folgender Absatz 2 wird eingefügt: 
„Absatz 1 Nummer 1 ist nicht anwendbar auf Arbeitsuchende, die an einem Outplace-

ment im Sinne von Artikel 1 Nummer 10 des Königlichen Erlasses vom 9. März 2006 über 
die Aktivierungspolitik bei Umstrukturierungen oder an einer Outplacementbegleitung im 
Sinne von Artikel 11/2 des Gesetzes vom 5. September 2001 zur Verbesserung des Arbeit-
nehmerbeschäftigungsgrades teilnehmen.“ 

 
Art. 13 – Artikel 19 Nummer 2 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„2. und während der Berufsausbildung nicht bereits eine Ausbildungsentschädigung oder 

ein Berufseinkommen erhalten;“ 
 
Art. 14 – In Artikel 20 Absatz 1 Nummer 2 desselben Erlasses der Regierung wird die 
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Wortfolge „von einer anderen öffentlichen Einrichtung“ gestrichen. 
 
Art. 15 – In Kapitel 3 Abschnitt 2 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Artikel 

20.1 eingefügt: 
„Art. 20.1 – Zeitweilige Arbeitslosigkeit aus wirtschaftlichen Gründen und aufgrund hö-

herer Gewalt 
 
Unbeschadet des Artikels 6 gewährt das Arbeitsamt eine Prämie und eine Fahrtkosten-

entschädigung für Arbeitnehmer, die während einer zeitweiligen Arbeitslosigkeit aus wirt-
schaftlichen Gründen, wie sie in den Artikeln 51 und 77/1 bis 77/7 des Gesetzes vom 3. Juli 
1978 über die Arbeitsverträge vorgesehen ist, oder während einer zeitweiligen Arbeitslo-
sigkeit aufgrund höherer Gewalt, wie sie in Artikel 26 des desselben Gesetzes vorgesehen 
ist, an einer vom Arbeitsamt organisierten oder anerkannten Berufsausbildung teilnehmen.“ 

 
Art. 16 – Artikel 21 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt abgeändert: 
1. vor Absatz 1 wird folgender Absatz eingefügt: 
„Das Arbeitsamt schließt für die unbeschäftigten Arbeitsuchenden und die entschädig-

ten Vollarbeitslosen, mit denen es den in Artikel 5 erwähnten Berufsausbildungsvertrag ab-
schließt, einen Versicherungsvertrag gemäß dem Gesetz vom 10. April 1971 über die Ar-
beitsunfälle ab.“ 

2. in Absatz 3, der zu Absatz 4 wird, wird die Wortfolge „Absätzen 1 und 2“ durch die 
Wortfolge „Absätzen 1-3“ ersetzt und folgende Nummern 6 und 7 eingefügt: 

„6. Praktika im Sinne von Artikel 33; 
7. Maßnahmen im Rahmen eines europäischen Programms im Sinne von Artikel 34.“ 
3. in Absatz 4, der zu Absatz 5 wird, wird die Wortfolge „Absätze 1-3“ durch die Wort-

folge „Absätze 1-4“ ersetzt. 
 
Art. 17 – Artikel 23 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 23 – Allgemeine Freistellungsbedingungen 
 
§1 – Unbeschadet des Artikels 6 Nummer 2 und der in Abschnitt 2 festgelegten beson-

deren Zulassungsbedingungen wird die Freistellung für die Dauer der Berufsausbildung ge-
währt, wenn: 

1. die Berufsausbildung: 
a) mindestens 4 Wochen und mindestens 20 Stunden pro Woche, oder; 
b) mindestens 27 ECTS pro Studienjahr oder 14 ECTS pro Semester beträgt; 
2. die Berufsausbildung hauptsächlich von montags bis freitags und von 8 Uhr bis 17 Uhr 

stattfindet; 
3. der entschädigte Vollarbeitslose sich verpflichtet, während der Freistellung beim Ar-

beitsamt eingetragen zu sein. 
 
Das Arbeitsamt gewährt in Abweichung von Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a) auch dann 

eine Freistellung, wenn die dort erwähnten Schwellen nicht erreicht werden, aber der ent-
schädigte Vollarbeitslose an einer Vorschalt- oder Integrationsmaßnahme im Sinne von Ar-
tikel 20 teilnimmt. 

 
Das Arbeitsamt kann in Abweichung von Absatz 1 Nummer 1 eine Freistellung gewähren, 

wenn es sich bei dem Berufsausbildungsjahr, in dem die dort festgelegten Stunden- oder 
ECTS-Schwellen nicht erreicht werden, um das Abschlussjahr der Berufsausbildung handelt.  

 
§2 – Der entschädigte Vollarbeitslose kann unter Beibehaltung seiner Arbeitslosenent-

schädigung die Erlaubnis des Arbeitsamtes erhalten, ohne Freistellung an einer Berufsaus-
bildung teilzunehmen. Der entschädigte Vollarbeitslose entspricht weiterhin der in Artikel 
56 des Erlasses vom 25. November 1991 erwähnten Verfügbarkeitspflicht für den 
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Arbeitsmarkt.“ 
 
Art. 18 – In Artikel 26 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge „von einer 

anderen regionalen Behörde“ durch die Wortfolge „vom Vermittlungsdienst eines anderen 
Teilstaats oder vom LfA“ ersetzt. 

 
Art. 19 – Artikel 27 Absatz 2 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Als Qualifizierungsmaßnahme im Sinne von Absatz 1 gilt jede Ausbildungsmaßnahme, 

die nicht zum Erhalt eines Diploms führt. Bei dieser Maßnahme kann es sich weder um eine 
Vorschalt- oder Integrationsmaßnahme, ein Vollzeitstudium, eine duale Ausbildung, eine 
Ausbildungsbeihilfe der Dienststelle, eine Aktivitätengenossenschaft, eine Ausbildung 
durch Arbeit noch um ein Praktikum im Sinne von Artikel 33 noch um Maßnahmen im Rah-
men von europäischen Programmen im Sinne von Artikel 34 handeln.“ 

 
Art. 20 – Artikel 28 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 28 – Vollzeitstudium 
 
§1 – Der entschädigte Vollarbeitslose kann freigestellt werden, wenn es sich bei der Be-

rufsausbildung um ein Vollzeitstudium in einer anerkannten Bildungseinrichtung handelt. 
 
Als Vollzeitstudium gelten: 
1. Sekundarunterricht der Oberstufe im Regelschulwesen, sofern der Berufsausbildungs-

zeitraum mindestens 4 Wochen und durchschnittlich 20 Stunden pro Woche beträgt; 
2. von einer Gemeinschaft oder in einem anderen Staat organisierter, anerkannter oder 

subventionierter Hochschulunterricht, sofern er mindestens 27 ECTS pro Studienjahr oder 
14 ECTS pro Semester umfasst; 

3. Kurse im Rahmen der schulischen Weiterbildung im Sinne von Kapitel 1 Abschnitt 4 
des Programmdekrets 1997 vom 20. Mai 1997 oder gleichwertige Kurse eines anderen Teil-
staates, sofern der Berufsausbildungszeitraum mindestens 4 Wochen und durchschnittlich 
20 Stunden pro Woche beträgt. 

 
§2 – Wenn es sich bei der Berufsausbildung um ein Vollzeitstudium handelt, das höchs-

tens auf den Erhalt eines Abschlusszeugnisses der Oberstufe des Sekundarschulwesens 
vorbereitet bzw. zu einem gleichwertigen Abschlusszeugnis führt, wird die Freistellung ge-
währt, wenn: 

1. der entschädigte Vollarbeitslose als regulärer Schüler eingetragen ist. Die Freistellung 
wird nicht gewährt, wenn er als freier Schüler eingetragen ist; 

2. der entschädigte Vollarbeitslose seine letzte Ausbildung an einer Schule am Tag, an 
dem das Vollzeitstudium beginnt, seit mindestens einem Jahr beendet hat. 

 
§3 – Wenn es sich bei der Berufsausbildung um ein Vollzeitstudium handelt, das zu einem 

Hochschul- oder Universitätsdiplom oder gleichwertigen Diplom führt, wird die Freistellung 
gewährt, wenn: 

1. der entschädigte Vollarbeitslose als regulärer Schüler eingetragen ist. Die Freistellung 
wird nicht gewährt, wenn er als freier Schüler eingetragen ist; 

2. das Vollzeitstudium das gleiche oder ein höheres Niveau als das bereits absolvierte 
Studium hat; 

3. der entschädigte Vollarbeitslose nicht im Besitz eines Abschlusszeugnisses des Hoch-
schulwesens ist; 

4. der entschädigte Vollarbeitslose seine letzte Ausbildung an einer Schule und/oder im 
Rahmen einer Lehre am Tag, an dem das Vollzeitstudium beginnt, seit mindestens zwei Jah-
ren beendet hat; 

5. die entschädigte Arbeitslosigkeit mindestens einen der folgenden Zeiträume beträgt: 
a) einen Tag innerhalb der letzten 3 Monate, wenn das Vollzeitstudium auf einen 
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Mangelberuf vorbereitet; 
b) drei Monate, d.h. mindestens 78 Leistungen als entschädigter Vollarbeitsloser während 

der letzten zwei Jahre vor Beginn der Freistellung erhalten haben, wenn der entschädigte 
Vollarbeitslose höchstens 25 Jahre alt ist; 

c) zwölf Monate, d.h. mindestens 312 Leistungen als entschädigter Vollarbeitsloser wäh-
rend der letzten zwei Jahre vor dem Beginn der Freistellung erhalten haben, wenn das Stu-
dium nicht auf einen Mangelberuf vorbereitet. 

 
Das Arbeitsamt gewährt eine Abweichung von den in Absatz 1 Nummern 2 und 3 auf-

geführten Bedingungen, wenn das bereits erhaltene Diplom keine ausreichenden Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt bietet. 

 
Das Arbeitsamt gewährt in Abweichung von Absatz 1 Nummern 4 und 5 auch dann eine 

Freistellung, wenn die dort aufgeführten Bedingungen nicht erfüllt sind, aber der entschä-
digte Vollarbeitslose bereits eine Freistellung aufgrund von Paragraf 2 erhalten hat und 
unmittelbar danach eine Freistellung für ein Vollzeitstudium an einer Hochschule oder Uni-
versität beantragt. 

 
Der Minister erstellt auf Vorschlag des Arbeitsamtes jährlich eine Liste der Berufe, für 

die ein Fachkräftemangel im Sinne von Absatz 1 Nummer 5 Buchstaben a) und c) identifi-
ziert werden kann.“ 

 
Art. 21 – In Artikel 29 desselben Erlasses der Regierung wird folgender Absatz 3 einge-

fügt: 
„Das Arbeitsamt gewährt in Abweichung von Absatz 2 Nummer 1 eine Freistellung, wenn 

die dort aufgeführte Bedingung nicht erfüllt ist, aber der entschädigte Vollarbeitslose be-
reits eine Freistellung aufgrund von Artikel 28 §2 erhalten hat und unmittelbar danach eine 
Freistellung für eine duale Ausbildung beantragt.“ 

 
Art. 22 – Die Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 3 desselben Erlasses der Regierung wird 

aufgehoben und die Artikel 33 und 34 werden dem Abschnitt 2 zugeordnet. 
 
Art. 23 – Artikel 33 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 33 – Betriebliches Praktikum 
 
Der entschädigte Vollarbeitslose kann freigestellt werden, wenn es sich bei der Berufs-

ausbildung um ein Praktikum handelt.  
 
Als Praktikum im Sinne von Absatz 1 gilt jede zeitlich begrenzte Tätigkeit, während der 

der Arbeitgeber dem Praktikanten auf dem Arbeitsplatz berufsrelevante Kenntnisse in 
praktischer Anwendung vermittelt.  

 
Die Freistellung wird gewährt, wenn: 
1. die in Artikel 7 festgelegten Bedingungen erfüllt sind; 
2. die Praktikumsdauer 3 Monate pro Kalenderjahr nicht überschreitet; 
3. ein Praktikumsvertrag abgeschlossen wurde; 
4. ein Ausbildungsprogramm besteht; 
5. das Praktikum von einem Praktikumsbegleiter begleitet wird; 
6. die monatliche Ausbildungsentschädigung 1.350 Euro nicht überschreitet. 
 
Der Minister kann den in Absatz 3 Nummer 6 erwähnten Betrag abändern.“ 
 
Art. 24 – Artikel 34 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Art. 34 – Europäische Programme 
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Der entschädigte Vollarbeitslose kann freigestellt werden, wenn es sich bei der Berufs-

ausbildung um eine Ausbildungsinitiative im Rahmen des europäischen Solidaritätskorps o-
der des Erasmus+-Programms handelt.“ 

 
Art. 25 – In Artikel 38 desselben Erlasses der Regierung wird zwischen die Absätze 1 und 

2, der zu Absatz 3 wird, folgender Absatz 2 eingefügt: 
„Bei dem in Absatz 1 Nummer 1 erwähnten steuerbaren Lohn muss es sich mindestens 

um die zweitniedrigste Lohnstufe des durch die entsprechende paritätische Kommission 
festgelegten Mindestlohns handeln.“ 

 
Art. 26 – Artikel 41 Absatz 1 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Der Arbeitgeber schließt für die unbeschäftigten Arbeitsuchenden und die entschädig-

ten Vollarbeitslosen einen Versicherungsvertrag gegen Unfälle während der Berufsausbil-
dung und auf dem Weg vom und zum Ausbildungsort ab, und zwar gemäß dem Gesetz vom 
10. April 1971 über die Arbeitsunfälle oder dem Gesetz vom 3. Juli 1967 über die Vorbeu-
gung von oder den Schadenersatz für Arbeitsunfälle, Wegeunfälle und Berufskrankheiten 
im öffentlichen Sektor sowie ihrer Ausführungserlasse, je nachdem welches der vorerwähn-
ten Gesetze auf den Arbeitgeber anwendbar ist.“ 

 
Art. 27 – Artikel 45 Absatz 1 desselben Erlasses der Regierung wird wie folgt ersetzt: 
„Der Arbeitgeber schließt für die Praktikanten einen Versicherungsvertrag gegen Unfälle 

während der Berufsausbildung und auf dem Weg vom und zum Ausbildungsort ab, und 
zwar gemäß dem Gesetz vom 10. April 1971 über die Arbeitsunfälle oder dem Gesetz vom 
3. Juli 1967 über die Vorbeugung von oder den Schadenersatz für Arbeitsunfälle, Wegeun-
fälle und Berufskrankheiten im öffentlichen Sektor sowie ihrer Ausführungserlasse, je nach-
dem welches der vorerwähnten Gesetze auf den Arbeitgeber anwendbar ist.“ 

 
Art. 28 – In Artikel 49 desselben Erlasses der Regierung wird die Wortfolge „unbeschäf-

tigte Arbeitsuchende und der entschädigte Vollarbeitslose“ durch die Wortfolge „unbe-
schäftigte Arbeitsuchende oder der entschädigte Vollarbeitslose“ ersetzt. 

 
Art. 29 – Vorliegender Erlass tritt am 1. September 2020 in Kraft. 
 
Art. 30 – Der für Beschäftigung zuständige Minister wird mit der Durchführung des vor-

liegenden Erlasses beauftragt. 
 
 
Eupen, den … 
 
 

Für die Regierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
 
 

Der Ministerpräsident, 
Minister für lokale Behörden und Finanzen 

O. PAASCH 
 
 

Die Ministerin für Kultur und Sport, Beschäftigung und Medien 
I. WEYKMANS 

 
 Isabelle 

Weykmans
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GOUVERNEMENT DE LA COMMUNAUTÉ GERMANOPHONE 
 

[Numéro d enregistrement] 
 
 

Avant-projet d un arrêté du Gouvernement modifiant l arrêté du Gouvernement du 
13 décembre 2018 relatif aux formations professionnelles destinées aux demandeurs 

d emploi 
 
 

Le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
Vu le décret du 17 janvier 2000 portant création d un office de l emploi en Communauté 

germanophone, l article 2, § 1er, 2° et 6°, modifiés par le décret du 25 avril 2016, l article 2, § 2, 
alinéa 1er, et l article 2, § 5, modifié par le décret du 25 juin 2007; 

 
Considérant l arrêté du Gouvernement du 13 décembre 2018 relatif aux formations 

professionnelles destinées aux demandeurs d emploi; 
 
Vu l avis de l  
 
Vu l accord du Ministre-Président, compétent en matière de Budget, donné le; 
 
Vu l  
 
Vu l avis         du Conseil d État, donné         , en application de l article 84, § 1er, alinéa 1er, 2°, des 

lois sur le Conseil d État, coordonnées le 12 janvier 1973; 
 
Vu l avis no de l Autorité de protection des données du ....; 
 
Considérant l avis rendu le 18 mai 2020 par le Conseil économique et social de la Communauté 

germanophone; 
 
Sur la proposition du Ministre compétent en matière d Emploi; 
 
Après délibération, 
 
Arrête : 
 
 
Article 1er  Dans l article 2, alinéa 3, de l arrêté du Gouvernement du 13 décembre 2018 relatif 

aux formations professionnelles destinées aux demandeurs d emploi, la première phrase est 
complétée par les mots « qui compte l organisation de formations et de formations continues 
parmi ses activités principales ». 

 
Art. 2  Dans l article 3, § 1er, alinéa 2, du même arrêté du Gouvernement, les mots « à l article 4, 

§ 1er, alinéa 1er, » sont remplacés par les mots « à l article 4 ». 
 
Art. 3  Dans l article 4 du même arrêté du Gouvernement, les §§ 1er et 2 sont remplacés par ce 

qui suit : 
« § 1er  Les demandeurs d emploi inoccupés et les chômeurs complets indemnisés peuvent être 
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admis à l une des formations professionnelles organisées ou agréées par l Office de l emploi 
conformément à l article 3. 

 
L Office de l emploi peut recommander au demandeur d emploi inoccupé ou au chômeur 

complet indemnisé de participer à une formation professionnelle organisée ou agréée par lui, voire 
l y obliger. 

 
§ 2  Le demandeur d emploi inoccupé ou, selon le cas, le chômeur complet indemnisé 

introduit, de sa propre initiative, auprès de l Office de l emploi, une demande complète, datée et 
signée en vue de son admission à une formation professionnelle ou se fait aider par un conseiller 
dudit Office pour la compléter. Cette demande contient les informations suivantes : 

1° s il introduit la demande de sa propre initiative, une lettre de motivation dont il ressort que la 
formation professionnelle s inscrit dans son parcours d insertion professionnelle et qu elle est 
pertinente pour le marché de l emploi; 

2° un programme détaillé de la formation professionnelle; 
3° des données précises concernant le début et la fin de la formation professionnelle ainsi que 

les jours, les heures et le lieu de formation. 
 
§ 2  Les travailleurs, les indépendants, les employeurs et les membres du personnel statutaire 

peuvent être admis à l une des formations professionnelles organisées ou agréées par l Office de 
l emploi. 

 
Toute personne mentionnée dans l alinéa 1er introduit auprès de l Office de l emploi une 

demande d admission à une formation professionnelle organisée par ledit Office. Cette demande 
contient les informations suivantes : 

1° nom, adresse, forme juridique et correspondant de l employeur; 
2° dénomination et description de la formation; 
3° description du contenu du programme, du lieu et des périodes de formation; 
4° nom et domicile du demandeur. » 
 
Art. 4  À l article 5 du même arrêté du Gouvernement, les modifications suivantes sont 

apportées : 
1° dans l alinéa 1er, les mots « l article 4 » sont remplacés par les mots « l article 4, § 1er, »; 
2° l alinéa 2 est complété par les 6° et 7° rédigés comme suit : 
« 6° des contrats de stage conclus dans le cadre d un stage en immersion professionnelle au 

sens de l article 33; 
7° des contrats conclus dans le cadre d un programme européen au sens de l article 34. » 
 
Art. 5  Dans la phrase introductive de l article 6 du même arrêté du Gouvernement, les mots 

« l article 4 » sont remplacés par les mots « l article 4, § 1er, ». 
 
Art. 6  Dans l article 7 du même arrêté du Gouvernement, le § 3 est complété par un alinéa 

rédigé comme suit : 
« Par dérogation à l alinéa 1er, l Office de l emploi peut aussi admettre le demandeur à une 

formation professionnelle déjà entamée, et ce, en raison de sa capacité, son passé professionnel et 
sa situation personnelle. » 

 
Art. 7  À l article 8 du même arrêté du Gouvernement, les modifications suivantes sont 

apportées : 
1° la phrase de l alinéa 1er est complétée par les mots « ou après en application de l article 7, § 3, 

alinéa 2 »; 
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2° dans l alinéa 2, les mots « l article 4 » sont remplacés par les mots « l article 4, § 2, ». 
 
Art. 8  L article 10 du même arrêté du Gouvernement est complété par un alinéa rédigé comme 

suit : 
« Aux fins d application de l alinéa 2, 4°, le semestre ou, selon le cas, l année d études d un cycle 

d études suivi auprès d une haute école ou d une université sont considérés comme étant réussis si 
le demandeur d emploi a validé au moins respectivement 14 crédits ECTS ou 27 crédits ECTS. » 

 
Art. 9  [Concerne le texte allemand.] 
 
Art. 10  Dans l article 12, alinéa 1er, du même arrêté du Gouvernement, les mots « pour cause 

de maladie ou d accident » sont remplacés par les mots « pour cause de maladie ou d accident, ou 
en cas de force majeure, ». 

 
Art. 11  À l article 15 du même arrêté du Gouvernement, les modifications suivantes sont 

apportées : 
1° dans le § 1er, l alinéa 2 est remplacé par ce qui suit : 
« Une formation professionnelle suivie à temps plein correspond à 35 heures de formation par 

semaine ou respectivement 60 crédits ECTS par année d études et 30 crédits ECTS par semestre. 
Une heure de formation compte au moins 45 minutes. »; 

2° le § 2 est remplacé par ce qui suit : 
« § 2  Si la durée hebdomadaire de formation professionnelle compte moins de 35 heures par 

semaine ou l année d études, moins de 60 crédits ECTS, ou le semestre, moins de 30 crédits ECTS, 
la prime prévue dans le § 1er est liquidée au prorata de la durée de formation. »; 

3° le § 4 est remplacé par ce qui suit : 
« § 4  La prime mensuelle est versée aux demandeurs d emploi inoccupés et aux chômeurs 

complet indemnisés qui participent à l une des mesures préparatoires et/ou d intégration au sens 
de l article 20, et ce, au prorata de la présence effective. 

 
La prime mensuelle correspond au résultat obtenu en multipliant la prime concordante par une 

fraction dont le dénominateur est le nombre de jours ouvrables du mois en fonction du régime de 
formation applicable et le numérateur, le nombre de jours de formation professionnelle effectifs 
ou assimilés. 

 
Le demandeur d emploi mentionné à l alinéa 1er introduit une fois par mois, auprès de l Office 

de l emploi, une liste de présences établie par l opérateur de formation. 
 
Si le demandeur d emploi inoccupé ou le chômeur complet indemnisé est absent pendant plus 

de 20 % du temps de formation mensuel de la mesure préparatoire ou d intégration, il ne reçoit 
aucune prime pour le mois concerné. 

 
Art. 12  À l article 18 du même arrêté du Gouvernement, les modifications suivantes sont 

apportées : 
1° le 1° est remplacé par ce qui suit : 
« 1° et ne perçoivent pas déjà une indemnité pour formation ou des revenus professionnels 

pendant la durée de ladite formation; » 
2° l article est complété par un alinéa rédigé comme suit : 
« L alinéa 1er, 1°, ne s applique pas aux demandeurs d emploi qui prennent part à un 

outplacement au sens de l article 1er, 10°, de l arrêté royal du 9 mars 2006 relatif à la gestion active 
des restructurations ou à une procédure de reclassement professionnel au sens de l article 11/2 de 
la loi du 5 septembre 2001 visant à améliorer le taux d emploi des travailleurs. » 
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Art. 13  Dans l article 19 du même arrêté du Gouvernement, le 2° est remplacé par ce qui suit : 
« 2° et ne perçoivent pas déjà une indemnité pour formation ou des revenus professionnels 

pendant la durée de ladite formation; ». 
 
Art. 14  Dans l article 20, alinéa 1er, 2°, du même arrêté du Gouvernement, les mots « octroyée 

par une autre autorité publique, » sont abrogés. 
 
Art. 15  Dans le chapitre 3, section 2, du même arrêté du Gouvernement, il est inséré un 

article 20.1 rédigé comme suit : 
« Art. 20.1 – Chômage temporaire pour raisons économiques et en cas de force majeure 
 
Sans préjudice de l article 6, l Office de l emploi octroie une prime et une indemnité de 

déplacement aux travailleurs qui participent à une formation professionnelle qu il organise 
pendant une période de chômage temporaire pour raisons économiques, telle que prévue par les 
articles 51 et 77/1 à 77/7 de la loi du 3 juillet 1978 relative aux contrats de travail, ou pendant une 
période de chômage temporaire en cas de force majeure, telle que prévue par l article 26 de la 
même loi. » 

 
Art. 16  À l article 21 du même arrêté du Gouvernement, les modifications suivantes sont 

apportées : 
1° un alinéa rédigé comme suit est inséré avant l alinéa 1er : 
« Conformément à la loi du 10 avril 1971 sur les accidents du travail, l Office de l emploi conclut 

un contrat d assurance pour les demandeurs d emploi inoccupés et les chômeurs complets 
indemnisés avec lesquels il a conclu le contrat de formation professionnelle mentionné à 
l article 5. »; 

2° dans l alinéa 3, qui devient l alinéa 4, les mots « aux alinéas 1er et 2 » sont remplacés par les 
mots « aux alinéas 1er à 3 » et l alinéa est complété par les 6° et 7° rédigés comme suit : 

« 6° stages au sens de l article 33; 
7° mesures dans le cadre d un programme européen au sens de l article 34. »; 
3° dans l alinéa 4, qui devient l alinéa 5, les mots « aux alinéas 1er à 3 » sont remplacés par les 

mots « aux alinéas 1er à 4 ». 
 
Art. 17  L article 23 du même arrêté du Gouvernement est remplacé par ce qui suit : 
« Art. 23 – Conditions générales de la dispense 
 
§ 1er  Sans préjudice de l article 6, 2°, et des conditions d admission particulières fixées dans la 

section 2, la dispense est octroyée pour la durée de la formation professionnelle si : 
1° la formation professionnelle : 
a) dure au moins quatre semaines, chacune comptabilisant au moins 20 heures; 
b) compte au moins 27 crédits ECTS par année d études ou 14 crédits ECTS par semestre; 
2° la formation professionnelle a lieu principalement du lundi au vendredi et de 8 h à 17 h; 
3° le chômeur complet indemnisé s engage, pendant la dispense, à être inscrit auprès de l Office 

de l emploi. 
 
Par dérogation à l alinéa 1er, 1°, a), l Office de l emploi octroie une dispense même si les seuils y 

mentionnés ne sont pas atteints, mais que le chômeur complet indemnisé participe à une mesure 
préparatoire ou d intégration au sens de l article 20. 

 
Par dérogation à l alinéa 1er, 1°, l Office de l emploi peut octroyer une dispense si l année de 

formation professionnelle au cours de laquelle les seuils d heures ou de crédits ECTS y fixés ne sont 
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pas atteints s avère être la dernière. 
 
§ 2  Le chômeur complet indemnisé peut, avec maintien de son allocation de chômage, obtenir 

de l Office de l emploi l autorisation de participer à une formation professionnelle sans dispense. 
Le chômeur complet indemnisé continue à respecter l obligation de disponibilité pour le marché 
de l emploi mentionnée à l article 56 de l arrêté du 25 novembre 1991. » 

 
Art. 18  Dans l article 26 du même arrêté du Gouvernement, les mots « par une autre autorité 

régionale » sont remplacés par les mots « par le service de l emploi d une autre entité fédérée ou 
par l ONEM ». 

 
Art. 19  Dans l article 27 du même arrêté du Gouvernement, l alinéa 2 est remplacé par ce qui 

suit : 
« alinéa 1er, il faut entendre toute mesure de 

formation qui ne mène pas à l obtention d un diplôme. Sont exclus les mesures préparatoires ou 
d intégration, les études de plein exercice, les formations en alternance, les aides à la formation 
octroyées par l Office pour une vie autodéterminée, les coopératives d activités, les formations par 
le travail ainsi que les stages au sens de l article 33 ou encore les mesures dans le cadre d un 
programme européen au sens de l article 34. » 

 
Art. 20  L article 28 du même arrêté du Gouvernement est remplacé par ce qui suit : 
« Art. 28 – Études de plein exercice 
 
§ 1er  Le chômeur complet indemnisé peut être dispensé si la formation professionnelle 

consiste en des études de plein exercice organisées par un institut de formation agréé. 
 
Par études de plein exercice , il faut entendre : 
1° l enseignement secondaire supérieur ordinaire, pour autant que la période de formation 

professionnelle dure au moins quatre semaines, chacune comptabilisant en moyenne 
vingt heures; 

2° l enseignement supérieur organisé, agréé ou subventionné par une communauté ou dans un 
autre État, pour autant qu il comporte au moins 27 crédits ECTS par année d études ou 14 crédits 
ECTS par semestre; 

3° les cours dispensés dans le cadre de la formation scolaire continuée au sens du chapitre 1er, 
section 4, du décret-programme 1997 du 20 mai 1997 ou des cours similaires dispensés dans une 
autre entité fédérée, pour autant que la durée de formation professionnelle s étende sur au moins 
quatre semaines, chacune comptabilisant en moyenne vingt heures. 

 
§ 2  Si la formation professionnelle consiste en des études de plein exercice qui mènent au plus 

à l obtention d un certificat d enseignement secondaire supérieur ou, selon le cas, d un diplôme 
équivalent, la dispense est octroyée si : 

1° le chômeur complet indemnisé est inscrit comme élève régulier. La dispense n est pas 
octroyée s il est inscrit comme élève libre; 

2° le chômeur complet indemnisé a, au jour où débutent les études de plein exercice, terminé sa 
dernière formation scolaire depuis au moins un an. 

 
§ 3  Si la formation professionnelle consiste en des études de plein exercice qui mènent à 

l obtention d un diplôme de l enseignement supérieur ou universitaire ou à un diplôme équivalent, 
la dispense est octroyée si : 

1° le chômeur complet indemnisé est inscrit comme élève régulier. La dispense n est pas 
octroyée s il est inscrit comme élève libre; 
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2° les études de plein exercice sont d un niveau équivalent ou supérieur aux études déjà 
réussies; 

3° le chômeur complet indemnisé n est pas titulaire d un diplôme de l enseignement supérieur; 
4° le chômeur complet indemnisé a, au jour où débutent les études de plein exercice, terminé sa 

dernière formation scolaire et/ou dans le cadre d un apprentissage depuis au moins deux ans; 
5° la période de chômage indemnisé correspond au moins à l une des durées suivantes : 
a) un jour au cours des trois derniers mois si les études de plein exercice préparent à une 

profession en pénurie; 
b) trois mois, c est-à-dire au moins septante-huit allocations en tant que chômeur complet 

indemnisé au cours des deux années précédant le début de la dispense, s il est âgé de 25 ans au 
plus; 

c) douze mois, c est-à-dire au moins trois-cent-douze allocations en tant que chômeur complet 
indemnisé au cours des deux années précédant le début de la dispense si les études ne préparent 
pas à une profession en pénurie. 

 
L Office de l emploi accorde une dérogation aux conditions mentionnées à l alinéa 1er, 2° et 3°, si 

le diplôme déjà obtenu n offre aucune opportunité suffisante sur le marché de l emploi. 
 
Par dérogation à l alinéa 1er, 4° et 5°, l Office de l emploi octroie une dispense même si les 

conditions y mentionnées ne sont pas remplies, mais que le chômeur complet indemnisé a déjà 
obtenu une dispense en vertu du § 2 et qu il introduit immédiatement après une demande de 
dispense pour suivre des études de plein exercice dans une haute école ou une université. 

 
Sur la proposition de l Office de l emploi, le ministre établit chaque année une liste des métiers 

pour lesquels une pénurie de main-d alinéa 1er, 5°, a) et c), peut être identifiée. » 
 
Art. 21  L article 29 du même arrêté du Gouvernement est complété par un alinéa rédigé 

comme suit : 
« Par dérogation à l alinéa 2, 1°, l Office de l emploi octroie une dispense si la condition y 

mentionnée n est pas remplie, mais que le chômeur complet indemnisé a déjà obtenu une 
dispense en vertu de l article 28, § 2, et qu il introduit immédiatement après une demande de 
dispense pour suivre une formation en alternance. » 

 
Art. 22  L intitulé de la section 3 du chapitre 4 du même arrêté du Gouvernement est abrogé et 

les articles 33 et 34 sont repris dans la section 2. 
 
Art. 23  L article 33 du même arrêté du Gouvernement est remplacé par ce qui suit : 
« Art. 33 – Stage en immersion professionnelle 
 
Le chômeur complet indemnisé peut être dispensé si la formation professionnelle consiste en 

un stage. 
 
Par stage au sens de l alinéa 1er, il faut entendre toute activité limitée dans le temps au cours de 

laquelle l employeur transmet au stagiaire, sur le lieu de travail, des connaissances 
professionnelles pertinentes, dans une approche pratique. 

 
La dispense est octroyée si : 
1° les conditions fixées à l article 7 sont remplies; 
2° la durée du stage n excède pas trois mois par année calendrier; 
3° un contrat de stage a été conclu; 
4° un programme de formation existe; 
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5° le stage est encadré par un accompagnateur de stage; 
6° l indemnité mensuelle pour formation n excède pas 1 350 euros. 
 
Le ministre peut modifier le montant mentionné à l alinéa 3, 6°. » 
 
Art. 24  L article 34 du même arrêté du Gouvernement est remplacé par ce qui suit : 
« Art. 34 – Programmes européens 
 
Le chômeur complet indemnisé peut être dispensé si la formation professionnelle consiste en 

une initiative de formation dans le cadre du Corps européen de solidarité ou du programme 
Erasmus+. » 

 
Art. 25  Dans l article 38 du même arrêté du Gouvernement, il est inséré, entre le premier et le 

deuxième alinéa, qui devient l alinéa 3, un alinéa rédigé comme suit : 
« Le salaire imposable mentionné à l alinéa 1er, 1°, doit être au moins égal à la deuxième tranche 

de salaire la plus basse du salaire minimum fixé par la commission paritaire concernée. » 
 
Art. 26  Dans l article 41 du même arrêté du Gouvernement, l alinéa 1er est remplacé par ce qui 

suit : 
« Pour les demandeurs d emploi inoccupés et les chômeurs complets indemnisés, l employeur 

conclut un contrat d assurance contre les accidents survenant pendant la formation 
professionnelle et sur le chemin de la formation, et ce, conformément à la loi du 10 avril 1971 sur 
les accidents du travail ou à la loi du 3 juillet 1967 sur la prévention ou la réparation des dommages 
résultant des accidents du travail, des accidents survenus sur le chemin du travail et des maladies 
professionnelles dans le secteur public ainsi qu à leurs arrêtés d exécution, suivant la loi qui lui est 
applicable. » 

 
Art. 27  Dans l article 45 du même arrêté du Gouvernement, l alinéa 1er est remplacé par ce qui 

suit : 
« Pour les stagiaires, l employeur conclut un contrat d assurance contre les accidents survenant 

pendant la formation professionnelle et sur le chemin de la formation, et ce, conformément à la loi 
du 10 avril 1971 sur les accidents du travail ou à la loi du 3 juillet 1967 sur la prévention ou la 
réparation des dommages résultant des accidents du travail, des accidents survenus sur le chemin 
du travail et des maladies professionnelles dans le secteur public ainsi qu à leurs arrêtés 
d exécution, suivant la loi qui lui est applicable. » 

 
Art. 28  [Concerne le texte allemand.] 
 
Art. 29  Le présent arrêté entre en vigueur le 1er septembre 2020. 
 
Art. 30  Le Ministre compétent en matière d Emploi est chargé de l exécution du présent 

arrêté. 
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Eupen, le... 
 
 

Pour le Gouvernement de la Communauté germanophone, 
 
 

Le Ministre-Président, 
Ministre des Pouvoirs locaux et des Finances 

O. PAASCH 
 
 

La Ministre de la Culture et du Sport, de l Emploi et des Médias 
I. WEYKMANS 

 
 









"Art. 20.1 – Tijdelijke werkloosheid wegens economische redenen en wegens overmacht 

"Art. 23 – Algemene vrijstellingsvoorwaarden 



"Art. 28 – Studies met volledig leerplan



Art. 33 – Bedrijfsstage 
 



Art. 34 – Europese programma's

  




